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.. 

RÜCKGARANTIEERKLÄRUNG 

Garantiegeber und Garantienehmer 

·Die Bürgschaftsbank Rheinland-Pfalz GmbH (im Folgenden Bürgschaftsbank 
' 

genan·nt) übernimmt Garantien für solche Beteiligungen an kleinen und mittle-

ren Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, des Handwerks sowie ·an Ange­

hörige freier Berufe in Rheinland-Pfalz, die ohne die Garantie nicht oder nic.ht 

zu angem·essenen Bedingungen zustande k.ämen. 

' . ' 

II. Voraussetzungen für die Wirksamkeit der Rückgarantie 

,. 

1. Unter der Bedingung, dass die Bund.esrepublik Deutschland (im Folgenden_ 
. 

Bund genannt) gegenüber der Bürgschaftsbank efne den Bestimniungen 

d·ieser Rückgarar:,tieerklärung - mit Ausnahme der Bestimmung nach Ab­

schnitt III Nr. 8 - entsprechende globale Rückgarantie für 39 vom Hundert 
. . 

• • 

der einze·lnen Garantie übernimmt,. übernimmt hiermit das Land Rheinla.nd-
. . 

Pfalz, vertreten durch die Ministerin der Finan~en, (im Folgenden Land ge-

nannt) a~fgrund der Ermächtigung nach d~m Landeshaushaltsgesetz ge-
• 

genüber der Bürgschaftsbank in Höhe von weiteren 31 vom Hundert der von • 

· der Bürgschaftsbank gewährten Garantien die globale Rückgarantie bis zu 
. 

einem Gesamthöchstbetrag von 

23.648.000,00 € 
' 

(in Worten: dreiundzwanzig Millionen 
. 

sechshunderta~htundvierzigtausend Euro). 

Soweit die Ausfallzahlung aus der Rückgarantie gemäß A~schnitt IV Ziffer 3 

aus beihilferechtlichen Gründen nur in geringerer Höhe zulässig ist, mi,:idern 
. 

' . . 

sich die Zahlungen der Rückgaranten Bund und Land quotal, so dass 39/70 
. 

der Minderung bei der Zahlung des Rückgaranten Bund und 31/70 der Min-

derung bei der Zahlung des Rückgaranten Land in Abzug gebracht wird. 
' 

2. Die einzelne Garantie wird durch Abgabe der Garantieerklärung der Bürg­

schaftsbank gegenüber der privaten Kapitalbeteilig~ngsgesellschaft in die 

Rückgarantie einbezogen. 
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3. Die Ei"nbeziehung in die Rückgarantie ist nur wirksam, wenn die einzelne Ga­

rantie folgende Voraussetzungen erfüllt: 

, 

• 

3.1 Die garantierte Beteiligun_g muss von einer . privaten Kapitalbeteili-

gungsgesellschaft gewährt sein. Ob d_iese Eigenschaft gegeben ist, ist 

im .Einvernehmen mit dem Land festzustellen. · 
• 

I 

3.2 Die für die ~eteiligung zu leistende(n) Einlage(n) muss/müssen der 
.. 

Schaffung oder Si.cherun·g ei·ner nachhaltig wettbewerb_sfähigen Exis-

tenz (Erwartung einer langfristig angemessenen Rendite und einer ver­

. tragsmäßigen Abwicklung der Beteiligung) durch Erweiterung der ~i­

genkapitalbasis oder durch die Konso•lidierung ihrer Finanzverhältnisse 
. 

dienen, um hie.rmit vornehmlich folgende Vorhaben zu finanzieren: 

- Kooperation, .. 

, - Innovationsprojekte (einschl. EntwicklL:Jng und K(?mmerzialisierung 

neuer Produkte), 

- Umstellungen bei ·strukturwandel, 

- Errichtung, Erweit~rung, grundlegende Rationalisierung oder Umstel-

lung von Betrieben, 

- Existenzgründungen. 
• 

. 

Ebenso kommt eine. Beteiligung an einer Unterneh~ensnachfolge in 

Betracht. Voraussetzung ist, dass das Unternehmen unter Berücksich­

tigung etwaiger im Zusammenhang mit der Nachfolgeregelung stehen-
. 

der Eigenkapitalveränderungen (z.B. im Bereich der Gesellschafterkon-

ten) über eine angemessene Eigenkapitalbasis bei Übernahme der Be·-
. . . 

teiligung verfügt. Die· Beteiligung an ·einer zwischengeschalteten Ge-

sellschaft ist dabei zulässig. 

Bei Erbauseinandersetzungen und in A~snahmefällen beim Ausschei­

den von Gesellschaftern kann eine Beteiligung ·obernommen werden. . 

Ausgeschlossen ist eine Beteiligung, wenn die für die Beteiligung zu 

·' leistende(n) Einlage(n) zur Sanierung der Finanzverhältnisse, d.h. allei-
. 

nige verg·angenheitsorientierte finanzielle Dispositionen zur Wiederher-
. 

stellung eines intakten Eigenkapitals· und einer angemessenen Kapital:. 

struktur, dienen soll(en). 
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• 

3.3 Die Garantie darf 70 vom Hundert der für die Beteiligung zu leistende(n) 

Einlage(n) sowie der vertraglich vereinbarten Eritgeltansprüche nicht 

übersteigen. Die insoweit unter der Garantie erfassten und nicht er­

brachten Entgeltansprüche dürfen nur für einen Zeitraum von maximal 

12 Monaten gewährleistet sein. Weitergehende nicht erbrachte Entgelte. 

sind nicht garantiert. 

3.4 Die Übernahme einer Garantie bedarf der Zustimm·ung des Landes . 

. 

3.5 · Die gesamten Verpflichtungen der Bürgschaftsbank dürfen unbescha-
. 

det der banka·ufsichtsrechtlichen Bestimmungen das 36-fac~e des Ei-

genkapitals (Stammkapital zuzüglich Rücklagen und nachrangig haf­

tende Darlehen) nicht überschreiten; 

. 
Garantien, die den Garantierahmen nach Absatz 1· vorübergehend 

überschreiten, werden nachträglich rückwirkend in die Rückgarantie 
. . 

einbezogen, sofern und sobald der Garantierahmen entsprechend er-. . 

höht oder das Garantieobligo entsprechend verringert worden ist und 

wenn die Beteiligung, für die die Garantie übernommen worden ist, bis 
. . 

dahin nicht notleidend geworden ist. 

III. Pflichten·der Bürgschaftsbank 

. 

Die Bürgschaftsbank ist verpflichtet, bei Übernahme und Abwicklung der durch 
. . 

den Bund und das Land rückgarantierten Garantien die Sorgfalt eines ordentli-

chen Kaufmanns anzuwenden. 

Erfüllt die Bürgschaftsbank e~ne ihr auferlegte Verpflic.htung nicht und h~t sie 

dies zu vertreten, so ist das Land so zu stellen, wie es stehen würde, wenn die 

Verpflichtung ordnungsgemäß erfüllt ·worden wäre. 

. 

Sie hat insbesondere die nachfolgenden Bestimmungen einzuhalten bzw. für 

deren Einhaltung ,zu sorgen: 
• 1 

1. Die Beteiligung darf nur zugunsten der in Abschnitt I genannten Begüns-, 

tigten übernommen w~rden. Die Bürgschaftsbank übernimmt Garantien 

unter Beachtung der beihilferechtlichen Vorgaben der Europäischen 
. 

Kommission, insbesondere einer De-minimis-VO (derzeit der VOen· Nr. 

1407/2013, Nr. 1408/2013 oder Nr. 717/2014 in ihrer jeweils aktuellen 
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. 

Fassung bzw. nach deren Auslaufen ·ggf. einer entsprechenden Nachfol-

geVO auf der Grundlage von Art. 2 der VO 2015/1588) sowie der Allge­

meinen Gruppenfreistellungsverordnung (EU) Nr. 651/2014 vom 17. Jun~ 

.2014 (EU-AB·I. L 187/1 vom 26. Juni 2014) in ihrer jeweils aktuell~n Fas­

sung bzw. nach deren Auslaufen. ggf. einer entsprechenden NachfolgeVO 
• 

auf der Grundlage von Art. 1 der VO 2015/1588 gemäß der der Kommis-
. ' 

· s~on unter SA.60137 (~020/X) sowie unter SA.63626 angezeigten Rege-

lung i.V.m. der von der EU-Kommission am 15. September 2009 uriter 
' . . 

N365/2009 genehmigten Beihilfewertberechnungsmetho.de (VDB-

Rechner) .. Zugunsten eines Unternehmens, 9as einer ßückforderungsan-
. 

ordnung aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommission zur Fest.:. 

stellung der Unzulässigkeit einer von demselben Mitgliedstaat· gewährten 

Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachge­

kommen ist, darf keine Beteiligung überno·mmen werden (Deggendorf­

Klausel). 

2. Die für die Beteiligung zu leistende(n) Einlage(n) soll(en) nicht höher sein 

als das vorhandene Eigenkapital und in der Regel den Betrag von 
I 

1.500.000;00 € je ·Beteiligungsnehmer nicht übersteigen. In begründeten 

Ausnahmefällen kann/könne~ die Einlage(n) bis zu 2.500.000,00 € betra-
. . 

gen. Dabei h_at die Bürgschaftsbank bei Garantien für Beteiligungen von 
. . 

· über 1.500.000,00 € über das federführende Landesministerium nach Zu-

stimmung des Landes die Zust_immung des Bundes, vertreten durch das 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz und das Bundesminis­

terium der Finanzen, einzuholen. Diese Begrenzungen gelten auch für den 

Gesamtbetrag mehrerer Einlagen an demselben Unternehmen bzw. der­

selben Unternehmensgruppe. Be.steht eine Beteiligung aus mehreren Ein­

lagen, bedarf jede zu garantierende Einlage einer eigenen Garantieerklä-

rung. 

3. Die La~fzeit jeder Einlage einer Beteiligung soll .ihrem Verwendungszweck 

entsprechen; sie darf 10 Jahre nicht übersteigen. 

4. Vor einer den Rückgaranten b~lastenden Änderung einer Beteiligung hat 

die Bürgschaftsbank dessen Zustimmung einzuholen. Für Fälle minderer 

Bedeutung ist diese Zustimmung nicht erforderlich. 

' 

5. Die Garantie muss vorsehen, dass etwaige Teilrückzahlungen auf die Ein-

lage(n) anteilig den garantierten und den nicht garantierten Teil mindern. 

·, . 
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6. Der Beteiligungsnehmer muss die Beteiligung mit einer Kündigungsfrist 

von 12 Monaten ganz oder teilwe·ise kündigen können. 

7. 

• 

, 

Die Teilnahme ·der Beteiligung am Ver1ust im Verfahren nach der lnsol-
• 

venz.ordnung darf nicht ausgeschlossen sein. Zur Vermeidung einer bilan-

ziellen Passivierungspflicht der Einlagenrückforderung als Verbindlichkeit 

beim Beteiligungsnehmer k9nnen entsprechende Rangrücktrittserklärun­

gen abgegeben werden . 

8. Die Gesamtbelastung aus der Beteiligung (ohne Kapitalrückzahlung) d~rf 

währe~d der Beteiligungslaufzeit für den Beteiligungsnehmer im Jahres-
• 

durchschnitt nicht den Höchstsatz überschreiten, der zum Zeitpunkt der 
. 

Übernahme· der Beteiligung·· in der Rich.tlinie für mit öffentlichen Mitteln ge-

fqrderte Beteiligungen an kleinen und mittleren · Unternehmen (ERP-
. 

Bete_iligungsprogramm) des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klima-, 
1 

schutz festgelegt ist. Bei. Beteiligungen, die von vornherein nicht aus dem 
. . 

ERP-Beteiligungsprogramm, sondern allein am Kapitalmarkt refi'nanz_iert 
. . 

werden, wird auf die Höchstsatzregelung für das Beteiligungsentgelt ver-

zichtet. · • 

9. Der Beteiligungsvertrag darf, soweit in dieser Rückgarantieerklärung • . 

nichts Gegenteiliges vorgesehen ist~ nicht anders ausgestaltet sein, als er 
' 

ohne. die Garantie ausgestaltet worden wäre. 

10. Die Bürgschaftsbank hat entsprechend § 2 SubvG dem _Beteiligungsneh-
' 

mer und dem B.eteiligungsgeber die subventionserhebli~hen Tatsachen im 
' 

Sinne des § 264 StGB zu bezeichnen. 

11. Die Bürgschaftsbank hat zu vereinbaren, dass_ die Übertragung· der Betei-
. 

ligung der Zustimmung der Bürgschaftsbank bedarf. · 

. 

12. Die Bürgschaftsbank hat den Beteiligungsgeber zu verpflich·ten, 

12.1. die garantierte Beteiligung gesondert von seinen übrigen. G·esch~ften 

mit dem Beteiligungsnehmer zu verwalten; 

12.2. ihr· unverzüglich Mitteilung zu machen, wenn . 
. 
I 

t 

• 
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. . . 

12.2.1. der ßeteiligun_gsnehmer mit der Zahlung de_r vereinbarten 
. . 

Entgelt- und •Til.gungsbeträge auf die garantierte Beteiligung 

länger als 2 Monate in Verzug geraten ist; 

12.2.2. er feststellt, dass sonstige wesentliche Bedingungen des Be­

teiligungsvertrages vom· Beteiligungsnehmer verletzt _worden 

sind; 

12.2.3. er feststellt, dass d-ie Angaben des Beteiligungsnehmers 

über seine Vermögensverhältnisse sich nachträglich als un­

richtig oder unvollständig erweisen; 

12.2.4. die Eröffnung des Verfahrens ·nach der Insolvenzordnung 
• 

über das Vermögen des Beteiligungsnehmers beantragt 

wird; 

. 

12.2.5. ihm sonstige Umstände bekannt werden, durch ~ie bei ver-

ständiger Würdigung die Rückzahlung der für die garantierte 

~eteiligung geleistete(n) Einlage(n) als gefährdet anzusehe.n 

ist·· , 

. 
12.2.6·. er die Beteiligung kündigt. 

. 

13. Der Beteiligungsgeber ist zu verpflichten, mit dem Beteiligungsnehmer zu 
. . 

vereinbaren, jederzeit eine Prüfung des Landes oder seiner Beauftragten 

und des Landesrechnungshofs zu dulden, ob eine Inanspruchnahme aus 
. 

der Rückgarantie -in Betracht kommen kann oder die Voraussetzung für 

eine solche vorliegt oder vorgelegen hat. Desgleichen hat der Beteili­

gungsgeber den Beteiligungsnehmer zu verpflichten, dem Land oder sei­

nem Beauftragten die von ihm im Zusammenhang mit der Rückgarantie 

erbetenen Auskünfte zu erteilen. 

14. Die gleichen Verpflichtungen wie unter Nr. 13 sind mit dem Beteiligungs­

geber zu· verei~baren, bei diesem jedoch nur hinsichtlich solcher U_nterla­

gen, die die garantie.rte Beteiligung betreffen. Der Beteiligungsgeber hat 

außerdem den Beteiligungsnehmer zu verpflichten, ihn insoweit von seiner 

Schweigepflicht gegenüber den genannten ·stellen zu entbinden. 
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15. Die Kosten der unter Nr. 13 und N.r. 1.4 genannten Prüfungen sowie einer 

etwaigen Prüfung bei der Bürgschaftsbank selbst (vgl. Abschnitt III Nr. 19) 
. . 

hat die Bürgschaftsbank zu tragen. Sie ist berechtigt, die Kosten dem Be-
• 

teiligung·sgeber oder dem Beteiligungsnehmer a_ufzuerlegen. 

16. Der Ministerin der Finanzen ist.jährlich bis zum 31. März des Folgejahres 

eine Meldung über deri Geschäftsablauf des ·Vorjahres (Stand 31. De-, . 

zember jed.eri Jahres) für den Bereich gewerbliche Wirtschaft~ des Hand­

werks .sowie an Angehörige frei·er Berufe jeweils gesondert zu erstatten. 

(Fo.rmblatt des Bundes). 

. . 

17. Die Bürgschaftsbank ist verpflichtet, die Ministerin der Finanzen von allen 

Änderungen des Gesellschaftsvertrages, der Geschäftsbedin·gungen und 

der_ Garantierichtlinien zu unterrichten. Derartige Änderungen bedürfen der 

Zustimm.ung des Landes, wenn sie die Haftungsverhältnisse der Bürg­

schaftsbank oder die Stellung des Landes als Rückgaranten beeinträchti-
,. 

gen. 

18. Die Bürgschaftsbank ist verpflichtet, während der Dauer der Rückga~antie 
. 

regelmäßig so früh wie möglich ihre Geschäftsberichte, Jahresabschlüsse 
. 

und Wirtschaftsprüferberichte an die Mini~terin der Finanzen zu senden. 

19. Hinsichtlich der rückgarantierten Garantien behält sich das Land ein. Prü­

fu·ngs~ und Auskunftsrecht (vgl. Absch_nitt III Nr. 13 und 14) auch bei .der 

Bürgs~haftsbank vor. Ein derartiges Recht, das auch dem Landesrech- -. 

nungshof zusteht, erstreckt sich jedoch n·ur au·f ·die die Garantie betreffen-. 

den Unterlagen. 

• 

IV. Leistungspflicht aus der Rückgarantie und Forderungsübergang 

1. Ansprüche aus· der Rückgarantie können nur geltend gemacht werden, wenn 

die Bürgschaftsbank aus einer Beteiligungsgarantie verpflichtet war zu zah­

len, weil 

1.1. feststeht, dass die für die garantierte Beteiligung geleistete(n) Einla­

ge(n) verloren oder nach Ablauf eines Jahres seit Fälligkeit oder Eintritt . . 

der Auflösung des Unternehmens oder Abschluss des Liquidationsver­

.gleichs über das Unternehmen nicht zurückgezahlt ist/sind, 
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1.2. die Gesamtabrechnung der Beteiligung nach ihrer Beendigung ergeben 

hat, dass im Rahmen des Abschnittes III Nr. 8 liegend_e, vertraglich be-_ 

gründete und während des Bestehens der Beteiligung entstandene An­

sprüche der Beteiligungsgesellschaft auf Beteiligung am Ertrag des Un-
. 

ternehmens _nicht oder nicht in volleni Umfang befriedigt worden sind, 

und wenn die Zahlungsverpflich_tung des Landes aufgrund seiner Rück-
. 

garantie feststeht.· 

2. Wenn die Beteiligung nach ihrer Beendigung zum Zwecke der Schadens- . 

minderung in ein Darlehen umgewandelt wird, dann erstrecken sich die Ga­

rantie und die Rückgarantie a~f die Darlehensforderung einschließlich Zi.n­

sen. Die in Abschnitt 11.3.3 formulierte Höchstbetragsregelung gilt sinngemäß 

auch für die im V9rstehenden beschrieben~ Darl.ehensforderung einschließ-. . ·• 

lieh der-Zinsen. Ansprüch·e aus der Rückgarantie können geltend gemacht 
• 

werden, ·sobald feststeht, dass der Schuldner .die Zins- und Tilgungsleistun-
. 

·gen für das garantierte Darlehen auf Dauer nicht erbringen kann und wesent-

liche Eingän•ge aus der Verwertung evtl. für das Darlehen hereingenomme­

ner Sicherheiten oder aus der Verwertung des sonstigen Vermögens des 

Darleh·ensnehmers nicht oder nicht mehr zu erwarten sind. 

Kann/können die für die garantierte Beteiligung geleistete(n) Einlage(n) von 
. 

dem Beteiligungsnehmer bei Ablauf der vereinbarten Laufzeit nicht z.urück-

gezahlt werden, bestehen die Garantie und die· Rückgarantie zum Zwecke 

_der Schadensminderung für die Dauer·der ratierli·chen Rückzahlung weiter. 

• • 

3. In die Rückgarantie sind das Beteiligungsentgelt unter den Voraussetzungen 

von Abschnitt IV Nr. 1.2 bis zµ der nach Abschnitt III Nr. 8 zulässigen Höhe, 

die nach Beendigung der Beteiligung durch ·Umwandlung in ein Darlehen 

vereinbarten Zinsen in marktüblicher Höhe, sowie Kosten der Kündigung und 

Rechtsverfolgung einbezogen. 

Ab Eintritt des Verzuges des Darlehensnehmers ist der Zinssatz in die Rück­

garantie einbezogen, der gegenüber dem Darlehensnehmer als Schadens­

ersatzanspruch geltend gemacht werden kann. Die · Höhe des Schadenser­

satzanspruchs ist auf den Basiszinssatz zuzüglich 3 Proze-ntpunkte begrenzt, 

es sei denn, im f=inzelfall wird ein. höherer Schaden nachgewiesen. In kei-
. 

nem Fall darf jedoch der vertraglich vereinbarte Darlehenszinssatz über~ 

schritten werden. 

• 
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S9nstige Verzugsschäden, Zihsesz.insen, Stundungszinsen, Provisionszin-

sen, Strafzinsen, Überziehungszinsen, Bearbeitungsgebühren, Garantiep~o~ 

visionen und Prüfungskosten sind von der Rückgarantie nicht erfasst und 

dürfen auch nicht mittelbar gegenüber dem Land in die Ausfallberechnung . 
. . . . 

einbezogen werden. 

Der Rückgarant stellt der Bürgschaftsbank bei Vorliegen der Zahlungsunfä­

higkeit des Beteiligungsnehmers oder bei begründeter Mitteilung, dass trotz 
. 

banküblichem Bemühen fällige oder angemahnte Forderungen nicht inner-

halb von 3 Monaten beizutreiben sind, auf Anforderung zeitnah einen Bet_rag 

in Höhe des robust geschätzten wirtschaftlichen Verlusts im Wege einer Ab­

schlagszahlung im Rahmen des in der Rückgarantieerkl'ärung festgestellten 

Höchstb.etrages zur Verfügung. Die Bürgschaftsbank übergibt dem Rückga­

ranten einen Nachweis über die Ermittlung der Schätzung und die hierfür 

verwendeten Unterlagen. 

Der Geltungsbereich des vorstehenden Absatzes erstreckt sich abweichend . 
. 

vom Geltungsbereich dieser RückgarantJeerklärung auf alle bestehenden 

Rückgarantieerklärungen, die eine entsprechende Regelung nicht beinhal­

ten. 

. 

Die Ausfallza.hlung aus der Rückgarantie erfolgt nur, soweit die Ausfallzah-

lung beihilferechtlich .zulässig ist. Für ·diejenigen Zusagen ·ab ~ dem 01. Juli 

2007, für die das Prämienzuschussmodell a·ngewandt wird, erfolgt die. Aus- · 

fallzahlung aus der Rückgarantie nur., soweit das für ein rückgarantiertes 
. 

· Portfolio ausgewiesene Risikoprämienguthaben der Bürgschaftsbank nicht 

ausgeschöpft ist. Zur Ermittlun_g und Bewirtschaftung des Prämienguthabens 
• • 

wenden die Rückgaranten und die Bürgschaftsbanken den_ anliegenden -Leit­

fade-n an, der in der jeweils geltenden Fassung Bestandteil der Rückgaran­

tieerklärung ist. . 

· 4. Die Bürgschaftsbank hat den Beteiligungsgeber zu verpfli.chten, bei Inan­

spruchnahme der Garantie einen Ante,I oer ihm etwa gege.n· den Beteili­

gungsnehmer noch zustehenden Ansprüche aus dem Beteiligungs- oder 

Darlehensverhältnis an die Bürgschaftsbank abzutreten. Für die Bemessung 

diese-s Anteils ist das Verhältnis des garantierten Teils der für die Beteilig·ung 

geleistete(n) Einlage(n) zur Gesamteinlage zugrunde zu legen . 
• 

-
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Die Bürgschaftsbank ihrerseits ist ·verpflichtet, bei Inanspruchnahme der 

· Rückgarantie einen der Rückgarantie entsprechenden A~teil der auf sie 

übertragenen Ansprüche auf das Land zu übertragen und für Rechnung des 

Landes ohne besondere Entschädigung, jedoch gegen Erstattung der Ausla­

gen, mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu verwalten und zu 

verwerten . 

. 

V. · Liquidation der Bürgschaftsbank 

Im Falle der Liquidation der Bürgschaftsbank ist das nach Abzug der ·verbind­

lichkeiten verblei~end~ Vermögen zur Rückzahlung der vom Land für Ausfälle 

erbrachten Leistungen zu verwenden. Reicht das verbleib·ende Vermögen nicht 

aus, um· neben diesen Zahlungen auch die Einlagen Dritter zurückzuzahlen, die 

Ansprüche des Landes a_us den von ihm erbrac.hten Leistungen auf Ausfälle ·zu 

befriedigen und die vom ERP-Sondervermögen aufgrund der Darlehensverträ­

ge getragenen Verlustanteile zu b.ezahlen, ermäßigt sich der Anspruch d~s 

Landes soweit, dass eine Befriedigung aller dieser Ansprüche ·im Verhältnis zu 

ihrer Höhe möglich ist. Danach .werden die ~inlagen der Gesellschafter berück-

·sichtigt. Die-se Regelung gilt auch für alle bisherigen Rückgarantieerklärungen . 

• 

·VI. Liquidation und Ausschütt·ungen von· Kapitalbeteiligungsgesellschaften 

Im Falle der Liquidation einer Kapitalbeteiligungsgesellschaft ist das nach Ab- · 

zug der Verbindlich~eiten und nach Abzug der Kapitaleinzahlungen der Gesell­

schafter verb_leibende Vermögen bis zur Höh_e der-von Bund und Land für Aus­

fälle erbrachten Leistungen a~s Zusagen ab dem 01. Januar 2013 zu deren 

quotaler ~ückzahlung an Bund und Land zu verw~nden. Im Falle einer Aus­

schüttung an die Gesellschafter hat eine Kapitalbeteiligungsgesellschaft zu­

nächst vorab quotal die vom Bund und dem Land für Ausfälle erbrachten Leis­

tungen aus Zusagen ab dem 01. Januar 2013 zurückzuzahlen. 

VII. Geltungsdauer der Rückgarantieerklär~ng 

1. Diese Rückgarantieerklärung gilt fqr Garantien, die die Bürgschaftsbank ab 

01. Januar 2023 übernim~t. Für die vor diesem Zeitpunkt übernommenen 

Garantien findet die zum Zeitpunkt der jeweiligen · Garantieübernahme gel- · 

tende Rückgarantieerklärung weiterhin Anwendung. 

, 



, 

11 
• 

2. Auf den in Abschnitt II Nr. 1 genannten Höchstbetrag werden die auf Grund 
. 

der bisherigen Rückgarantieerklärungen übernommenen Garantien ange-

rechne~, soweit das ·Land noch in A·nspruch genommen werden kann. In die­

sem Fall erfolgt eine Anrechnung auch, soweit es in Anspruch genommen 

worden ist und für die erbrachten Leistungen keinen Ersatz erlangt .hat. 

3. Die Rückgarantie des Landes gilt nur für s~lche Garantien, die bis zum 31. 

· Dezember 2027 übernommen werden. Sie erlischt mit Rückgabe ·der Rück-
. 

garantieurkunde, spätestens jedoch am 31. Dezember 2048. . . 

Der Gesamthöchstbetrag nach Abschnitt II Nr. 1 dieser Rückgarantieerklä­

rung ermäßigt sfch jeweils um den Betrag, den das Land auf Grund dieser 

Rückgarantieerklärung im Einzelfall gezahlt hat, und soweit es hierfür keinen 

Ersatz erlangt hat. 

VIII. Erfüllungsort und Gerichtsstand 
• 

Erfüllungsort und Gerichtsstand für sämtliche aus dieser Rückgarantie sich er-
. . . 

gebenden Rechte und Pflichten ist fü·r alle Beteiligten Mainz. 

• 

' 

.. 

Mainz, den J. '2.. '2,b(.. 3 
Rheinland-Pfalz 

inisterin d 
(' 

Doris Ahnen 

• 


